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Verfeindete
Gesinnungsgemeinschaften
Parteien und politische Kultur in derWeimarer Republik

Das Parteiensystemwar engmit den sozialmoralischen politischen Milieus
(Konservatismus,Katholizismus, Liberalismus,Sozialismus) verbunden. Diese
Kontinuitätsliniesetzte sich aus dem Kaiserreich fort und bestimmtedas Han‑
deln der Parteien auch in der Republik. Endeder 1920erJahre trat einWandel
ein, denn die politischen Milieusverloren an Geschlossenheit.

Rat der Volksbeauftragten er‑
setzt, der Kaiser floh in die Nie‑
derlande. Dochdas Parteiensys‑
tem des Kaiserreiches blieb
erhalten, auch wenn sich die
Parteien teilweise umbenann‑
ten oder zusammenschlossen.
Die vier großen politischen Fa‑
mil ien des Konservatismus
(Deutschnationale Volkspartei
DNVP), des politischen Katholi‑
zismus (Zentrum, Bayerische
Volkspartei BVP), des Liberalis‑
mus (Deutsche Demokratische
ParteiDDPundDeutscheVolks‑
parteiDVP)unddes Sozialismus
(MSPD, USPD, SPD) prägten die
Politik bis 1930. Das lag daran,
dass die Hauptspaltungslinien
der deutschen Gesellschaft, die
dieses Parteiensystem im

Ä 19.Jahrhundert hatten entste‑
Abb. 1:DieWähler haben ieRahmenbedingungenfür Listen in 35 Wahlkreisen im hen lassen, im Wesentlichen
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dieWahl: Plakatwand im die Stellung undWirkung Deutschen Reich. Die Abgeord- weiterexistierten. |
Wahlkampf zur Reichs- der Parteienändertensichbeim neten vertraten jetzt die Partei- Nachder vergleichenden euro‑
tagswahl am14.Sep- Übergang zur Weimarer Repu- en,dieihrerseits alsreichsweite päischen Parteienforschung
tember 1930. blik. Im Mehrheitswahlrecht Gesinnungsgemeinschaften auf- (Rokkan)ließendie beidenGroß‑
| des Kaiserreichs hatte sich die traten. Nicht nur die Bedeutung konflikte der Nationalstaatsbil‑

Vorstellung ausgedrückt, dass der Parteiennahmzu. DieWah- dungundder Industrialisierung
die Wählerschaft eines Wahl- len und die politische Kultur vier Parteien entstehen. In den
kreisesvon einemRepräsentan- erhielten ein sehr viel stärker europäischen Nationalstaatsbil‑
ten im Reichstagvertretenwur- nationales Format. dungen des 19. Jahrhunderts
de. DasMehrheitswahlrechtmit agierten typischerweise Liberale
zwei Wahlgängen war jedoch Das Parteiensystemder imnationalenZentrumgegendie
den Parteien gegenüber schrei- Weimarer Republik Peripherie und der politische
end ungerecht, weil es kleine Katholizismus vertrat die katho‑
Parteien und zumal die SPD ImNovember 1918ändertesich lische Minderheit in den Kultur‑
strukturellmassiv benachteilig- vieles: Das Kaiserreich verlor kämpfen des späten 19. Jahr‑
te. An seine Stelle trat das strikte den Weltkrieg und die kaiserli- hunderts gegen dieMehrheit aus
Verhältniswahlrecht mit Partei- che Regierungwurde durch den Protestantenoder Laizisten. Die
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Industrialisierungverstärkte den
Gegensatz zwischen Stadt und
Land, wo Konservative ihren
Rückhaltbesaßen,undzwischen
Unternehmern und Arbeitern,
der verlässlichen Wählerbasis
der Sozialisten und Sozialdemo‑
kraten.

Die Weimarer Republik ver‑
änderte diese Konfliktsituation
an zwei Stellen: An die Stelle
der positiv besetzten National‑
staatsgründung rückte erstens
die Weltkriegsniederlage. Das
Verhältnis zum Staat von Wei‑
mar wurde zum Dauerkonflikt.
Hier zeichnete sich eine Verän‑
derung im rechtenLager ab. Im
linkenLager bereitete zweitens
die ständig prekäre wirtschaft‑
liche und soziale Lage der Wei‑
marer Gesellschaft den Boden
für die Kommunistische Partei,
die am 30.12.1918 gegründet,
bei den Reichstagswahlen ab
1924 zulegte.

Im Zentrum beider Konflikte
um NationalstaatundIndustrie‑
gesellschaft aber stand die SPD,
die sowohl „Staatspartei der Re‑
publik“ als auch die Partei der
Arbeiterbewegung war. Die
Mehrheitssozialdemokratie,wie
sie seit der Gründungder Unab‑
hängigen Sozialdemokratie
(USPD) 1917 hieß, führte die
Transformation vom Kaiser‑
reich in die Republik an, schrieb
mit Zentrum undLinksliberalen
die Weimarer Reichsverfassung

undblieb bis 1932 stärkste Par‑
tei im Reichstag. Die Republik
war ihr politisches Projekt, ihr
Staat (Häberlen). Die inneren
Konflikte der Weimarer Repu‑
blik wurden ihr angelastet und
auch in ih r ausgetragen. Das
traf auch auf die beiden ande‑
ren Republikgründungspartei‑
en zu, das Zentrum und die
Linksdemokraten (DDP), mit
denen die MSPD im Reich bis
1920, in Preußen (und Baden)
aber bis 1932 regierte.

Distanz zur Regierung

Dass das Kaiserreich nicht par‑
lamentarisiertwar und die Par‑
teien nur indirekt Einfluss auf

die Regierungnehmenkonnten,
hatte Folgen für die politische
Kultur Weimars: Die Parteien
behielten auch nach 1919 Dis‑
tanz zur politischen Macht bei.
Das war selbst (oder auch gera‑
de) dann der Fall,wenn man die
Regierungführte oder Minister
stellte. Alle Parteien im Reichs‑
tag verfolgten der Regierung
gegenüber einen Oppositions‑
stil. Die politische Kultur der
Weimarer Republik kannte
nicht die (britische) Konfliktli‑
nievon Regierungversus Oppo‑
sition, sondern immer noch die
kaiserliche von Parlament ver‑
sus Regierung,was in zahllosen
Regierungsstürzen, Kabinetts‑
krisenundinsgesamt 20Reichs‑

tionalversammlung in Weimar.
Die meiblichen Abgeordneten der Illehrheitssozialisten.
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Abb. 2: Die erste
deutsche Demokratie
brachte das im europä‑
ischenVergleich sehr
fortschrittliche Frau‑
enwahlrecht. In einem
BerlinerWahllokal
während der Wahl zur
Nationalversammlung
am 19.01.1919.

Abb. 3: Die weiblichen
MSPD-Abgeordneten der
Weimarer Nationalver‑
sammlung 1919.



Weimarer Republik

Abb. 4: Wahlplakate aus
der Zeit der Weimarer
Republik.

4.2 Zentrum, 1919

kabinetten in 14Jahren resul‑
tierte, bevor Adolf Hitler 1933
das 21. Kabinett führte.

Die Parteien suchten die
Reichsregierungen zu kontrol‑
lieren und deren Macht zu be‑
grenzen. Im Reichstag stand
weniger die Entscheidungs‑
funktion als vielmehr die Re‑
präsentationsfunktion im Vor‑
dergrund (Mergel). In Preußen,
mit zwei Dritteln des Reichsge‑
bietes dem beiWeitem größten
Land, war dies jedoch anders.
Hier gab eskeinen Staatspräsi‑
denten, der als Ersatzmonarch
entscheidenmusste,hierwurde
nicht über Reparationengestrit‑
ten. Im „Bollwerk der Demokra‑
tie“ (Ehni) regierten SPD, Zen‑
t rum und DDP gemeinsam bis
1932 unter dem „roten Zaren“,
Ministerpräsident Otto Braun,
undseinem Innenminister Carl
Severing (SPD).

Die Parteien und ihr
vorpolitisches Umfeld

Die Weimarer Parteien waren
miteinander verfeindete Gesin‑
nungsgemeinschaften, wobei
sie den Charakter von politi‑
schen Aktionsausschüssen für
breitgefächerte Milieus aus Ver‑
einen und Verbänden annah‑
men. Kommunikation mit dem
eigenen Milieu war das politi‑
sche Ziel. Der Zusammenhalt
der Katholiken,der Sozialdemo‑
kraten und abgeschwächt der
Liberalen und Konservativen
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4.3 Sozialdemokratische Partei
(SPD), 1930

bildete einen Wert in sich.
Im Idealfallprägte der Katho‑

lizismus eine ganze Biografie
von der Wiege bis zur Bahre.
Kirche, Vereine und Verbände
hielten das Milieu zusammen.
Dazu zählten Standesvereine
wie Vereine für Jungmänner
und Jungfrauen, zahlreiche Ge‑
betsvereine, Bruderschaften
und die katholischen Arbeiter‑
vereine. Die katholische Zen‑
trumspartei stabilisierte gegen
außen, was ihr bereits im Kai‑
serreich einen opportunisti‑
schen Zugverliehen hatte,unter
jedem System das Beste für die
eigene Klientelherauszuholen.

Im sozialdemokratischen So‑
zialmilieu war es ähnlich. Ar‑
beiter blieben von den sozialis‑
tischen Kinderfreunden des
Kurt Löwensteinbis zum sozia‑
listischen Feuerbestattungs‑
bund Teil des sozialdemokrati‑
schen Milieus, was Löwenstein
zum meistgehassten Sozialde‑
mokraten in der Zentrumspar‑
tei machte, weil er angeblich
das Gift des Atheismus in kleine
Kinderherzen träufelte. Sozial‑
demokraten waren selbstver‑
ständlich Mitglied einer Ge‑
werkschaft, verbrachten ihre
Freizeit bei den Arbeiterbil‑
dungsorganisationen oder beim
Arbeitersport und kauften in
den eigenen Konsumgenossen‑
schaften ein.

Beide Sozialmilieus rituali‑
sierten die Erinnerungan ihren
Urkonflikt, der zur Gründung
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4.4 NSDAP, 1933

von Zentrum und SPD geführt
hatte: der Kulturkampfund die
Sozialistengesetze. Das sorgte
dafür, dass diese Parteien bei
den Reichstagswahlen der Wei‑
marer Republik durchweg er‑
staunlich konstant blieben: das
linke Lager (MSPD, USPD, KPD)
bei ca. 35-37 %,das katholische
Lager bei 15-17 %.

Erosionserscheinungen

Doch sollte man den Zusam‑
menhalt der Milieus nichtüber‑
treiben, denn es zeigten sich
Erosionserscheinungen, die
ebenfalls Kennzeichender Wei‑
marer politischen Kultur wa‑
ren. Das Idealbildder geschlos‑
senen Sozialmilieus entsprach
immer weniger der Realität.
Zwei Entwicklungenließensich
durchgehend beobachten.

Erstens: Die Parteienagierten
stark im eigenen Interesse und
zeigtenwenig politischeVerant‑
wortung. Als das Herzensanlie‑
gen der Zentrumspartei, das in
der Reichsverfassung verspro‑
chene Reichsschulgesetz, wel‑
ches die Konfessionsschule fest‑
schreiben sollte, nicht zustande
kam, ließ die Zustimmung zu
Demokratie und Republik nach
unddie neue Parteiführungun‑
ter dem Prälaten Ludwig Kaas
wandte sich autoritären Leitbil‑
dern zu.

Die SPD verließ die große Ko‑
alition im März 1930 wegen
weniger als einem Prozent Bei‑
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tragserhöhung in der Arbeits‑
losenversicherung. Danach ka‑
men Präsidialregierungen, die
mit dem Notverordnungsartikel
48der Verfassungregierten. Im
Unterschiedzum Görlitzer Par‑
teiprogrammvon 1921benutzte
das Heidelberger SPD-Pro‑
gramm von 1925 wieder die
vertraute Sprache von Klassen
und Klassenkampf, was nach
der Wiedervereinigung mit der
USPD 1922viele sozialdemokra‑
tische Herzen höherschlagen
ließ. Maximalforderungen do‑
minierten im Alltag, Riesen‑
kränkungen waren das Ergeb‑
nis, wenn sie nicht zum Erfolg
führten.

Entsprechend führte man
Wahlkämpfe. Im Zentrum und
bei der SPD wurde man nicht
müde, die politischen Urkrän‑
kungendes Kulturkampfesund
der Sozialistengesetze für die
Gegenwart zu reinszenieren,
um so die eigene Klientel zur
Wahlurne zubringen. Deutsch‑
nationale erinnerten ebenso
gerne an das Kaiserreich und
seine allmählich verblassende
Glorie. Politische Kultur bedeu‑
tete für die Parteien in erster
Linie Kommunikation nach in‑
nen zur Mobilisierung der B a ‑
sis. Der öffentliche Wahlkampf
zielte auf die Organisation von
Gefolgschaft, einer nach innen
homogenen und nach außen
streng abgetrennten Gruppe
von Anhängern. er

DeutscheWahlkämpfe basier‑
ten auch nach 1919 auf Schrift
undRede,fanden in geschlosse‑
nen Räumen statt und die Teil‑
nehmer bezahlten häufig Ein‑

trittsgeld. Diesesprachzentrierte
Tradition der deutschen politi‑
schen Kommunikation unter‑
schiedsichmarkantvom Modell
des wettbewerbsbasierten
Marktes, in dem sich etwa briti‑
sche Unterhauskandidatendem
Wähler als Kundenanboten, im
Freien,mit Showelementenund
viel Alkohol (Mergel).

Zweitens: Eineweitere Erosi‑
onserscheinung betraf das Ver‑
hältnis von politischer Weltan‑
schauung und sozialem
Interesse. Im schichtenüber‑
greifenden katholischen Milieu
artikulierten Laien-Vorstände
von Vereinen und Verbänden
immer stärker soziale Interes‑
sen und klagten die politische
Repräsentation der katholi‑
schen Landwirtschaft, des Mit‑
telstandes, der Angestellten und
Arbeiter ein. Die Parteiführung
wie auch die Bischöfe standen
dem hilflos gegenüber, fürchte‑
ten sie doch, in die Rolle eines
parlamentarischen Außensei‑
ters zu geraten. Verbandsfunk‑
tionäre wie der katholische
BauernpräsidentAugust Crone‑
Münzebrock oder Adam Steger‑
wald von den Christlichen Ge‑
werkschaften gewannen so an
parlamentarischem Einfluss.
Sie löstendie älterenMultifunk‑
tionäre ab, die oft als Kleriker in
ihrer Person die Leitung von
Vereinen für Arbeiter und Be‑
amte, für Landwirte und die
katholische Presse verbunden
hatten.

DasProfilder Zentrumspartei
l i t t darunter. Bei den Reichs‑
tagswahlen 1928 erreichte ihr
Stimmenanteil mit rund 15 %

einen Tiefstand. Zur Reintegra‑
tion der auseinanderstreben‑
denTeile setzte die neuePartei‑
führung unter dem Trierer
PrälatenKaasstärker kirchlich‑
religiöse Akzente und förderte
die von Priestern geführte Ka‑
tholische Aktion, die andie Stel‑
le der Laienverbände treten
sollte. Dennochblieb der politi‑
sche Katholizismus in einen
mehr oder weniger systemtra‑
gendenundeinenrepublik-und
demokratieskeptischen Flügel
gespalten, für den etwa Franz
von Papenstand, der nachdem
Sturz Heinrich Brünings Ende
Mai1932 aus demZentrum aus‑
trat und Reichskanzler eines
„Kabinetts der Barone“ wurde,
das mit Hitler einen Ausgleich
suchte.

Die Dominanz sozialer und
wirtschaftlicher Interessentrug
auch zum Niedergangder libe‑
ralen Parteien DDP und DVP
bei,die zumEndederWeimarer
Republikfast von der Bildfläche
verschwanden. Die Interessen
von Schwerindustrie, verarbei‑
tender und chemischer Indus‑
trie, Banken und Exportindus‑
trie divergierten immer mehr,
auchwenn sie alle die Republik
ablehnten. Die wenigen Ver‑
nunftrepublikaner in der DDP
undin ihremUmfeldsahensich
einer immer stärkeren Front
von Gegnern auch in den eige‑
nen Reihengegenüber. Bei den
Reichstagswahlen im Septem‑
ber 1930zogen die Wähler wei‑
ter nach rechts zur NSDAP Hit‑
lers. Die DVP und die zur
Deutschen Staatspartei umbe‑
nannte DDP erhielten nur noch



Abb. 5:Auflösung der Geschlossenheit sozialmoralischer Mi‑
lieus: politische Fragmentierung,Wahlkampf in einem Ham‑
burgerArbeiterviertel zur Reichstagswahl 1932, Fahnen u.a.
mit SPD-Dreipfeil, KPD-Sowjetstern und NSDAP-Hakenkreuz
als politischen Symbolen.

NluftirteZeitung
Deriag Ulftein&C o , Berlin SDCS( c n  e e

4,5 %beziehungsweise 3,8 %der
Stimmen.

Die politische Kultur der
Parteien

Ein Gradmesser für die politi‑
sche Kultur der Parteienwaren
die Feiern von politischen Ge‑
denktagen. Jährlich am 11. Au‑
gust erinnerten staatliche Stel‑
lenunddie Verfassungsparteien
SPD, Zentrum und DDP an die
Verabschiedung der Weimarer
Reichsverfassung.Schonbeider
wirtschaftsliberalen DVP und
erst rechtbeider konservativen
DNVP gab man sich skeptisch
bis schroffablehnendzur Repu‑
blik. Als Schwarz-Rot-Senf ver‑
unglimpfte man in rechten
Kreisendie Fahne der Republik
und feierte weiterhin den 18.
Januar, den Reichsgründungs‑
tag von 1871.

Selbst beiden republiktreuen
Parteien schrumpfte das Be‑
kenntnis zur Verfassung immer
mehr zuAbwehrbekenntnissen:
gegen äußere Feinde,gegen Na‑
tionalsozialisten und Kommu‑
nisten und generell gegen den
VertragvonVersailles. Dahinter
war nur noch schemenhaft ein
positives Bekenntnis zu Demo‑
kratie und Republik zu erken‑
nen. Die Kommunistenfeierten
den 9.Novemberundbenutzten
die Erinnerungan die Revoluti‑
on von 1918 für Tiraden gegen
die SPD.

Politische Kultur war aber
vor allem politische Kommuni‑
kation. Das bedeutete Reden
und Schreiben, besonders aber,
sich und Gleichgesinnte über
Symbole zu identifizieren. Die
Nationalsozialisten benutzten
das Hakenkreuz. Die SPD hielt
dagegen mit dem Dreipfeil,drei
Pfeile von rechts oben nach
links unten, die für die SPD, die

Abb. 6: Friedrich Ebert in Bade‑
hose. Mehr als jedes andere Bild
trug dieses Foto zur Verunglimp‑
fung des Reichspräsidenten bei
und verweist auf die republik‑
feindlichen Strömungen in der
politischen Kultur.
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Gewerkschaften und das
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold
standen, in dem die republik‑
treuen Parteien sich zusam‑
mengeschlossen hatten. Die
KPD schließlich zeigte den Sow‑
jetstern. Im Reichstagswahl‑
kampf vom September 1930
plakatierte das katholische Zen‑
t rum „Christenkreuz gegen Ha‑
kenkreuz und Sowjetstern!“.

Im rechtenLager scheute sich
die konservative „Deutsche Ta‑
geszeitung“ nicht, Reichspräsi‑
dent Friedrich Ebert mit einem
Badehosenfoto von ihm und
Reichswehrminister Gustav
Noskelächerlichzumachenund
dem Spott preiszugegeben
(Abb. 6). Das Foto wurde am
9.August 1919 veröffentlicht,
kurz vor EbertsVereidigung auf
die Reichsverfassungam 21. Au‑
gust 1919.Mehr als jedes andere
Bild trug dieses Foto zur Verun‑
glimpfung des Reichspräsiden‑
ten bei.

In der konservativen Beam‑
tenschaft gab man sich unpoli‑
tisch und objektiv, dem Gesetz
und der Verwaltungsroutine,
nicht aber der RepublikundDe‑
mokratie verpflichtet. Viele Be‑
amte weigerten sich, einen
Treueeid auf die Weimarer
Reichsverfassung abzulegen,
weil sie sich durch ihrenEidauf
den Kaiserverpflichtet fühlten.
Der Treueeid galt einer Person,
die Übertragungauf eine Sache
(die Verfassung) wurde zum
Problem.

Eine erklärende Stellungnah‑
me von Reichsinnenminister
Eduard David (MSPD) auf der
Rückseite des Vereidigungs‑
nachweises gab dem Eid „die
Bedeutung, dass der Beamte
sichverpflichtet, in seiner Tätig‑
keit als Beamter die Verfas‑
sungsbestimmungen genau zu
beobachten“.Von Treue zur Ver‑
fassung - womöglich über die
Dienststunden der Beamten hi‑
naus - oder gar deren proakti‑
vem Schutz war keine Rede.Wie
kaumein anderes Detailmachte
diese Verbindung von Amt und
Person, Religionund Politik die
Widersprüche in der Weimarer
politischenKultur deutlich.
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Aufstieg der NSDAP

DieWeimarer politische Kultur
war wie die Parteienlandschaft
tief zerklüftet undfragmentiert
in Parteienmit ihren Sozialmi‑
lieus, getrennte Erinnerungs‑
kulturen mit ihren narzissti‑
schen Urkränkungen, urbane
modernitätsverliebte Zentren
undländlichemodernitätsskep‑
tische und demokratiefeindli‑
che Heimatvereine. Kaum et‑
was war sonationalistischwie
die Heimatbewegung.
DieNSDAPwar einerseits Teil

dieser Parteienlandschaft, prä‑
sentierte sich andererseits aber
erfolgreichalsAlternative dazu.
Anders als die Milieuparteien
war sie die erste moderne
Volkspartei des Protestes, die
mit ihrer Hetzegegen Weimar
und den Versailler Vertrag in
allen Schichten und Regionen
des Reiches- wenn auch unter‑
schiedlich stark - Wähler an‑
sprach. Wie die KPD war sie
eine Partei der Jüngeren und
nahm die Zukunft für sich in
Anspruch. In denWahlkämpfen
polemisierte die NSDAP gegen
alles undjeden, der oder diemit
Demokratie und Republik in
Verbindungstanden.Aber auch
ih r Erfolg beruhte auf einem
Widerspruch. DieNationalsozi‑
alistenhetztengegen die Demo‑
kratie, insistierten aber auf das

allgemeine demokratische
Wahlrecht, das in Deutschland
seit 1871galt. Die Putschtaktik
hatte Hitler nach 1923 aufgege‑
ben und strebte danach mit le‑
galenMitteln andie Macht. Die
NSDAP nahm die Republik da‑
mitvoninnen undvon außen in
die Zange: Sie nutzte demokra‑
tische Teilhabe gegen die Demo‑
kratie. I

Heft Download:
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AUFGABEN
1 Skizzieren Sie die Genese und EntwicklungdesWeimarer Partei‑

ensystems inThesenform.
2 UntersuchenSie, inwiefern die ParteiendieWeimarer Republik

stützten oder deren Stabilität beeinträchtigten.
3 BeurteilenSie die Rolleder Parteien für die Stabilität des politi‑

schen Systems in derWeimarer Republik undder Bundesrepublik. .
Zusatz:
4 Ordnen Sie die Plakate (Abb.4.1-6) in die Phasender Geschichte

derWeimarer Republik ein.
5 ErläuternSie anhand der PlakatedieAusrichtung und Program‑

matik derjeweiligen Partei.
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